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Deutſchland. 


Berlin, 18. Februar. Se. Königl. Hoheit der Prinz⸗ 
Regent haben, im Namen Sr. Majeftät des Königs, Allergnä⸗ 
digſt geruht: Dem Vice ⸗Präſes des Verwaltungsrathes der 
Warſchau⸗Wiener Eiſendahn, Grafen Alexander Przezdieckt zu 
Warſchau den Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe, dem Ober⸗ 
Staatsanwalt a. D. Sethe zu Potsdam den Rothen Adler⸗ 
Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, ſowie dem Kreisgerichts⸗ 
Boten und Exekutor Lottig zu Bunzlau und dem penſionirten 
Stall⸗Auſſeher Heeſe zu Charlottenburg das Allgemeine Ehren- 
ichen zu verleihen; ferner den ſeitherigen Regierungs⸗Vice⸗ 
Präſidenten Schede zu Koblenz zum Geheimen Ober⸗Regie⸗ 
rungs⸗Rath und vortragenden Rath im Miniſterium für Han⸗ 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu ernennen. 
Verlin, 18. Februar. Wir leſen in der Volkszeitung: 
enn wir den Blick auf das Herrenhaus und feine begonnene 
Oppoſition gegen das Miniſterium richten, fo kann es nur zum 
Zweck haben, uns gewiſſe Dinge wie fie find anzuſchauen, um 
hieraus zu lernen, wie die Dinge eigentlich fein ſollten. Das 
Herrenhaus rühmt ſich der unabhängigen Geſinnund, und 
n einem gewiſſen Sinne iſt dies wahr. Es giebt kein Inſtitut 
im Vaterlande, das ſo wenig mit dem Leben und Weſen des 
Staates im Zuſammenhang ſteht, wie dieſes. Ohne Wurzel 
in der Geſchichte, ohne Zuſammenhang mit dem Volke, ohne 
Einfluß auf Geiſt und Wirkſamkeit unſerer Zeit und gegen⸗ 
wärtig auch ohne beſtimmende Wirkſamkeit auf tie Regierung 
ift dieſes Sufiitut fo unabhängig, als ob es durch irgend einen 
Zauber in den Lüften ſchwebte, und eine kleine abgeſchloſſene 
Welt für ſich ausmachte. — Zwar hat dieſes Inſtitut noch eine 
einzige Wurzel in einem Boden, der eigentlich die Grundlage 
unſeres Staatslebens werden fol. Das Herrenhaus in der 
Leipzigerſtraße ſteht — das läßt ſich nicht in Abrede ſtellen — 
auch in der Verfaſſung, und die Verfaſſung — das iſt wirklich 
wahr — hat ſeit den Tagen der Regentſchaft im Herzen der 
Nation begonnen Wurzel zu faſſen. — Aber nicht minder wahr 
iſt die Thatſache, daß die Weisheit des Herrenhauſes bereits 
bei der Einſetzung der Regentſchaft dafür geforgt hat, dieſe ein- 
zige Wurzel des Zuſammenhanges auszugraben. Die Adreſſe, 
welche die Majorität damals unterſchrieben, iſt nur dadurch 
charakteriſtiſch, daß ſie jeden verfaſſungsmäßigen Ausdruck mei- 
det, und ſomit iſt es in gewiſſem Sinne ganz richtig, daß es 
ſich frei nach allen Seiten fühlt, wie ein Meteor in der Luft; 
es genießt jene Unabhängigkeit, die alle Dinge zeigen, welchen 
jeder Anhang mit der Wirklichkeit fehlt. Und weil dem ſo iſt, 
findet dies Inſlitut auch feinen Schwerpunkt wie alle freien 
Gebilde nur in ſeiner eigenen lieben Exiſtenz und indem es 
weiter nichts als eine Störung der Dinge verſucht, die außer⸗ 
halb ſeines hohen Staudpunktes liegen, fühlt es ſich in der eige- 
nen Seele erwärmend angehaucht, ſobald es die eigenen In⸗ 
tereſſen berührt. N 

— Es verlautet hier in einigen Kreiſen, meldet die „Sp. 
Ztg.“ ohne Bürgſchaft: daß Se. Maj. der Kaifer von Rußland, 
welcher feine erhabene Mutter auf ihrer nächſten Reife nach 
Deutſchland ſelbſt zu geleiten gedenke, zu Anfang des März in 
Berlin eintreſſen und bei dieſer Gelegenheit die Patheuſtelle bei 
der Taufe des jüngſten Sprößlings unſeres Königshauſes per⸗ 
ſönlich übernehmen wird. Für dieſen Fall ſei es ſehr wahr, 
ſchernlich, daß von den anderen erlauchten Taufzeugen JJ. MM. 
der Kaifer von Oeſterreich, die Könige von Belgien und Haus 
nover ebenfalls perſönlich dem feierlichen Akte beiwohnen würden. 
Es würde dann auch das Erſcheinen der hohen Eltern der Frau 
Prinzeſſin Friedrich Wilhelm wahrſcheinlich werden. 

— Der Publtziſt giebt folgende Ueberſicht aus den hieſigen 
Konkursverhältnſſen. Es find feit Beginn der großen Handels, 
kriſis im Spätherbſt 1857 bis heute in Berlin überhaupt 230 

ukurſe angemeldet. 169 Kaufleute und Handeltreibende, 30 
Hantwerler, 15 Fabrikanten, 7 Beamte und Titulare und 9 
ndere, alſo ungefähr 6mal fo viel Kaufleute als Handwerker. 

Berlin, 18. Februar. Es wird beſtatigt, daß das 
dreußiſche Cirkular vom 12. Februar, indem es die Situa⸗ 
tion friedlich auffaßt und die Anftrengungen Preußens und Eng⸗ 
lands für die Erhaltung des Friedens hervorhebt, die Aftion 
Preußens als europäiſcher Großmacht reſervirt und deutlich zu 
erkennen giebt, daß Preußen ſeine Verpflichtungen als Mitglied 
des deutſchen Bundes erfüllen werde, aber außerhalb derſelben 
ür alle Eventualitäten der Zukunft keine bindende Engagements 
eingehen könne. Auf das Fſterreichiſche Cirkular nimmt 

as preußiſche in direkler Weiſe jedenfalls nicht Bezug. Die 

oppelwahl Couza's beſtreitet Oeſterreich, wie ſich von ſelbſt 
verſteht, mit Eifer. Auch England und Preußen unterſtützen 
die Türkei. Es iſt hier aus London die wichtige Nachricht ein⸗ 
gegangen, daß die Kronjuriſten die Nichtübereinſtimmung 
Anzuebrclwahl vom 5. Februar mit dem Vertrage vom 19. 


. 


uzuft 1808 anerkannt haben. Das in franzöſiſchen Blättern 


Privilegirte 
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on nabend den 19. Februar 


erwähnte Memorandum der Pforte ſoll dieſelbe der Konferenz 
ſelbſt übergeben wollen. — Eine heute hier erſchienene Brochüre 
„Napoleon III. und Preußen“, ſpricht ſich gegen die franzöſi⸗ 


ſchen Plane aus und räth zu einem Bunde der Neutralen, an 


deren Spitze Preußen und England ſtehen ſollen, um zwiſchen 
den ſtreitenden Parteien zu vermitteln. (K. 3.) 

— Der Komiker Levaſſor wirkte jüngſt in einer der Vor⸗ 
ſtärte von Paris in einem Konzerte zum Beſten der Armen mit. 
Nach dem Konzerte vereinigte der Pfarrer die mitwirkenden 
Künfiler zu einem Dejeuner. Levaſſor fand unter feiner Ser⸗ 
viette ein Oſterel, aus welchem, als es zerbrach, 5 Napoleond'ors 
herausfielen. Ah! Hr. Pfarrer, ſagte der Künftler luſtig. Ah! 
Sie wiſſen, daß ich gerne geſottene Eier eſſe; aber Eines wiſſen 
Sie nicht, daß ich nur das „Weiße“ eſſe. Erlauben Sie mir, 
das „Gelbe“ Ihren Armen zu laſſen. 

— Ein franzöſiſches Journal veröffentlicht folgendes — 
wie es ſagt, vorzügliches — Mittel gegen die Gicht, welches 
wir den an dieſer Unbequemlichkeit leidenden Deutſchen nicht 
vorenthalten dürfen. Es beſteht in Fußbädern mit Waſſer, in 
welchem man Eſchenblüthe mit Holunderblüthe vermiſcht, drei 
Stunden lang lochen ließ. Nach zwei, höchſtens vier Tagen 
verſchwindet die Gicht vollſtändig. 

— In neuerer Zeit ſind viele Schätzungen verſucht und 
zahlreiche Arbeiten geliefert worden über die wahrſcheinliche To⸗ 
talbevölkerung der ganzen Erde. Herr E. F. W. Dieterici 
hat es nun unternommen, eine ganz neue Bearbeitung dieſes 
Gegenſtandes auszuführen. Seine Aufſätze erörterten in drei 
Abſchnitten: die Bevölkerung der Erde uach ihren Totalſum⸗ 
men, nach ihren Racen⸗Verſchiedenheiten und nach ihren Glau⸗ 
bensbekenntniſſen. Das Hauptreſultat, die Totalbevölkerung ber 
Erde, ſtellt ſich hiern 
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liſchen Race, 369 Millionen zur kaukaſiſchen Race, 200 Mil⸗ 
lionen zur malay'fchen Race, 196 zur äthiopiſchen Race und 
1 Million zur amerikaniſchen Race. Nach den Glaubensbe⸗ 
kenntniſſen gehören: 335 Millionen zur chriſtlichen Religion, 5 
Millionen zum Judenthum, 600 Millionen zur aſiatiſchen Reli⸗ 
gion, 160 Mill. zum Muhamedanismus, 200 Millionen zum 
Heidenthum. 


Berlin, 18. Februar. (Siebente Sitzung des Her- 
reuhauſes) Beginn der Sitzung 12% Uhr. Präſident: 
Prinz Hohenlohe. Am Miniſtertiſche: Fürſt Hohenzollern, Frei⸗ 
herr v. Patow, Graf Pückler und ein Regierungs⸗Kommiſſar. 

Der Geſetzentwurf, betreffend einige Abänderungen des 
Reallaſten⸗Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 wird in der 
Schlußredaltion der Kommiſſion ohne Diskuſſion angenommen 
und geht jetzt an das Abgeordnetenhaus. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Bera⸗ 
thung über den Entwurf einer Fiſchereiordnung für Pom⸗ 
mern. Die Kommiſſion hat einige unweſentliche Abänderungen 
des Regierungsentwurfs beantragt. Der Berichterſtatter Hering 
befürwortet die Annahme. 

Zu F. 27 hat die Kommiſſion ein Amendement dahin ge⸗ 
ſtellt: „Die Fiſcherei in Rohrkämpen auch außerhalb der Laich⸗ 
zeit iſt verboten.“ Der Regierungsentwurf dagegen will in 


Rohrkämpen nur die Fiſcherei mit anderen Zeugen als Staak⸗ 


netzen verbieten. Für das Amendement ſpricht Herr v. Plötz. 
Die Annahme des Amendements ſei mit Rückſicht auf das Lane 
deskulturintereſſe und den Schutz der Rohrpflanzungen, auch 
ſchon deshalb, weil der pommerſche Provinziallandtag ſich eben⸗ 
falls dafür ausgeſprochen habe, zu empfehlen. Gegen das 
Amendement erklären ſich Graf Voß⸗Buch, Haſſelbach, der 
es bedenklich findet, in einem Geſetz weſentlich polizeilichen Ins 
halts erhebliche Privatrechte zu beſchränken. Graf Hoverden: 
Eine Aenderung der Fiſchereiordnung bei dieſem Punkte könne 
nur aus zwei Gründen rathſam ſein, einmal, wenn ein überwie⸗ 
gendes Intereſſe der Landeskultur die Aenderung fordert, und 
zweitens, wenn feſtgeſtellt wird, daß das Intereſſe der Rohr- 
nutzung das der Fiſchereinutzung erheblich überſteigt. So lange 
dies nicht feſtgeſtellt ſei, müſſe die Aenderung abgelehnt werden. 
Es hendle ſich um erhebliche Privatrechte, die höchſtens im 
Wege der Ablöſung aufgehoben werden dürften. Der Miniſter 
Graf Pückler gegen das Amendement. Die Annahme deſſel⸗ 
ben bedrohe einen nicht unbedeutenden Gewerbszweig, die Fi⸗ 
ſcherei, deren Extrag nach einem Gutachten des Oberfiſchmei⸗ 
ſters auf eine halbe Million Thlr. zu veranſchlagen ſei. Auch 
ſei die Fiſcherei mit Staaknetzen der Rohrkultur nicht nachthei⸗ 
lig. Man möge erhebliche Privatrechte nicht, wie durch das 
(Jagd-) Geſetz vom 31. Oktober 1848 geſchehen, ohne Entſchä⸗ 
digung aufheben. — Nachdem noch Graf Rittberg gegen das 
Amendement geſprochen, und der Berichterſtatter Hering aus⸗ 
geführt, das Amendement gehe noch weiter als der Provinzial⸗ 
Landtag, wird das Amendement noch mit großer Majorität ab- 
gelehnt und die Beſtimmung des Regierungs⸗Entwurfs ange⸗ 
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nommen. Sonſt find Abänderungen des Regierungs⸗Entwurfs 
nicht beantragt. 

Zum Eingang des Geſetzes iſt von Herrn v. Plötz bean⸗ 
tragt, nach den Worten: „Wir ꝛc. verordnen“ hinzuzufügen: 
„nach Anhörung des Provinzial » Landtages des Herzogthums 


Pommern und des Fürſtenthums Rügen.“ Nachdem Herr v. 
Plötz die Annahme dieſes Zuſatzes befürwortet, und der Mi⸗ 
niſter Graf Pückler im Namen der Regierung ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt hat, wird das Amendement mit großer Majo⸗ 
rität (dagegen Graf Hoverden) und ſchließſich der ganze Geſetz⸗ 
Entwurf angenommen. Derſelbe geht nunmehr an das Abge⸗ 


ordnetenhaus. 

Schluß der Sitzung 1% Uhr. Nächſte Sitzung Sonn⸗ 
abend 1 Uhr. Auf der Tagesordnung ſteht der Antrag des 
Herrn v. Meding und der zweite Bericht der Petitions⸗Kom⸗ 


miſſion. 


Danzig, 18. Februar. In Betreff der Indienſtſtellung 
Sr. Maj. Kriegsſchifſe erfahren wir Folgendes: Es ſoll in der 
Abſicht der königl. Admiralität liegen, in dieſem Jahre ſämmt⸗ 
liche Schiffe, mit Ausnahme der Dampfkorvette „Danzig“, in 
Dienſt zu ſtellen. Die Fregatte „Thetis“, Korvette „Arcona“ 
und Schooner „Frauenlob“ ſollen eine Expedition antreten, 
welche ca. 3 Jahre in Anſpruch nehmen wird. Die Fregatte 
„Gefion“ iſt am 20. Dezember v. J. von Madeira abgegan⸗ 
gen und am 18. Januar c. in Britiſh Town auf Barbados 
angekommen. Es wurde beabſichtigt, am 26. Januar in Mar⸗ 
tinique zu fein und dann nach St. Domingo abzugehen. 
Bord iſt Alles wohl. Die Korvette „Amazone“ oll; 
bildung der jungen See⸗ f ö 


v Volontair⸗K 
merme unter 


nt, an den Mob egen bleiten. Um die jung eſotzung 
See auszubilden, dazu wird der Schoonel 
„Hela“ benutzt werden. Endlich ſoll der Dampf⸗Aviſo „Gri 0 
ſecklar gemacht werden, um beim Eintreffen bezüglicher Ordres 703 
ſofort in See zu gehen. (D. D.) 
Königsberg, 16. Februar. In der geſtrigen Sitzung 
der Kriminal⸗ Deputation tes hieſigen Königl. Stadtgerichts 
kam die Anklage gegen die in Kiel erſchienene, hier und an an⸗ 
dern Orten mit Beſchlag belegte Brochüre „Eine politiſche 
Todtenſchau“ zur Verhandlung. Es hat uur der Antrag 
auf Vernichtang geſtellt werden können, weil der Verfaſſer der 
Schrift nicht ermittelt worden iſt und es auch ſonſt an einer 
verantwortlichen Perſon im Bereiche der richterlichen Gewalt 
fehlt. Die Anklage behauptet, daß die ganze Tendenz der 
Schrift ſtrafbar ſei, zieht zum Beweiſe der Behauptung einige 
Stellen heraus (welche jedoch nicht ſpeziell in der Audienz ver⸗ 
leſen, ſondern nur mit „von“ „bis“ bezeichnet wurden) die ge⸗ 
gen die Strafgeſetze §. 101 und §. 102 des Strafgeſetzbuches 
verſtoßen, und beantragte ſchon aus techniſchen Gründen die 
ganze Vernichtung der Schrift auszuſprechen, weil, wenn die 
inkriminirten Stellen aus derſelben entfernt würden, dieſelbe 
aufhörte ein Buch zu ſein. Von den Perſonen, bei welchen die 
Beſchlagnahme der qu. Schrift erfolgt iſt, war Niemand, trotz 
erfolgter Vorladung, in der Sitzung erſchienen. Eine Vocle⸗ 
ſung der inkriminirten Stellen wurde für unnöthig erklärt, da 
die Schrift in Cirkulation bei den Mitgliedern des Gerichtsho⸗ 
fes geweſen iſt. Derſelbe zog ſich deshalb zur Berathung zu⸗ 
rück und verkündete ſein Urtel dahin, daß in mehren Stellen 
der Schrift der Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung enthal⸗ 
ten ſei: namentlich ſind es die Fol. 7 im Vorwort 36, 41, 44 
und 48 bezeichneten und kurz vorgetragenen Stellen, welche ge- 
gen den $. 101 des Strafgeſetzbuches („öffentliche Schmähun⸗ 
gen oder Verhöhnungen der Einrichtungen des Staats ꝛc.“) und 
die Fol. 51, 53 und 69, welche gezen den 8 102 des Straf⸗ 
geſetzbuches (Beleidigung öffentlicher Beamten) verſtoßen. Der 
Gerichtshof führt aus, wie es in Frage geſtellt geweſen iſt, 
ob er ſich in der Lage befinde, auf Vernichtung der ganzen 
Schrift zu erkennen; das hat jedoch nicht geſchehen können, 
weil dazu erſt über den Hauptinhalt der Schrift und erſt nach 
Erhebung einer Beweisaufnahme entſchieden werden müßte, zu 
deren Erhebung ſich der Gerichtshof ex officio nicht berechtigt 
glaubt. Es wurde deshalb nur auf Verrichtung der inkeiminir⸗ 
ten geſetzwidrigen Stellen der Schrift und desjenigen Theils 
der Platten und Formeu erkannt, auf welchen ſich die Stellen 
befinden. Nach ter Anklageſchrift iſt die Broſchüre hier in 65, 
in Danzig in 25 und in Tilſit in 4 Exemplaren mit Beſchlag 
belegt worden. (K. H. 3) 
Leipzig, 16. Februar. Nach längerer Krankheit iſt Se. 
Durchlaucht Fürſt Otto Victor von Schönburg-Walden⸗ 
burg heute Vormittags 10% Uhr bier verſchieden. Se. Durch⸗ 
laucht war geboren am 1. März 1785. (N. Pr. Z.) 
München, 16. Februar. Aus der Debatte des geſtrigen 
Tages im Schooße der Kammer der Abgeordneten heben 
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wir zwei Reden hervor, welche die Standpunkte des Miniſte⸗ 
riums und der Oppofition gegenwärtig bezeichnen. Der Haupt⸗ 
führer der Oppofition war Fehr. v. Lerchenfeld. 

Die Annahme des Völl'ſchen Antrages im gegenwärtigen 
Moment, ſagte er, könnte zu der Meinung verleiten, als wolle 
man eine indirekte Hinausrückung der Geſetzesreviſion; dazu 
habe aber das Land ſeine Vertreter nicht hierhergeſchickt, viel⸗ 
mehr um gegen den Abbruch der Geſetze entſchiedene Verwah⸗ 
rung einzulegen. Das Miniſterium wolle ein Polizeiſtrafgeſetz, 
das es nie durchſetzen könne und werde, ſo lange es eine Kammer 
und eine Verfaſſung gebe. Sogar die hannoverſche Kammer 
habe den Geſetzentwurf, durch welchen die Indikatur der Polizei 
zurückgegeben werden ſoll, mit großer Majorität verworfen. Die 
Spaltung zwiſchen, Vollsvertretung und Regierung beſtehe jedoch 
nicht erſt ſeit dem Abbruch der Geſetzgebung; man blicke nur 
auf das geſtern mitgetheilte miniſterielle Programm von 1849 
und das heutige Verwaltungsſyſtem. Redner entwickelt die 
Geſchichte der Landtage und der Geſetzgebungsausſchüſſe in den 
letzten Jahren und die dadurch entſtandene Kluft. Die Kammer⸗ 
auflöſung vom Jahre 1858 ſei ſchon die zweite Appellation an 
das Land, das ſich zum zweiten Male gegen das Miniſterium 
ausgeſprochen habe. Die Spaltung fei jo groß, daß die Kammer 
nicht darüber hinweg kommen könne und das Miniſterium auch 
nicht, es müßte denn ſeine ganze Vergangenheit aufgeben. Was 
nun thun? Er wolle abwarten: Gott habe die Deutſchen nie 
verlaſſen; Redner werde zu kelner partiellen Geſetzgebung mehr 
ja fagen, keinen Antrag ferner an ein Miniſterium ſtellen, zu 
welchem er wenigſtens kein Vertrauen habe. 

Hiermit war der Bruch zwiſchen Minifterium und Volks⸗ 
vertretung auf das Entſchiedenſte, und zwar von einem der be⸗ 
deutendſten Mitglieder der Verſammlung, ausgeſprochen. Der 
Miniſter⸗Präſident Freiherr v. d. Pfordten nahm den hinge⸗ 
worfenen Fehdehandſchuh auf. Seine Rede bildete, beſonders 
zum Schluß, das Programm der Regierung. Was den ange⸗ 
regten Perſonenwechſel in der Verwaltung betreffe, ſo bemerkt 
Redner, daß die Stellung der Miniſter in Baiern nicht ein 
Recht in ſich ſchließt, worauf man verzichten könne, ſondern 
amtlichen Beruf und Pflicht, von welchen ſie nur 
Ein Wille entbinden könne. „So lange dies nicht ge⸗ 
ſchieht — fährt der Redner mit Nachdruck fort — werden die 
Miniſter in gewiſſenhafter Erfüllung ausharren, eingedenk ihres 
Eides und ihrer Treue gegen den König. Dies Bewußtſein 
kräftigt fie auch, den Angriffen gegenüber, an denen es wahrlich 
nicht fehlt.“ 

Indem die Verſammlung mit großer Majorität die An⸗ 
Nar und Völk verwarf, wurde es ausgeſprochen, daß 
man dem Geſetzwerke nicht durch Fragmente vorgreifen wolle. 
Die Schlußſätze in der Rede des Minijterpräfidenten, in welchen 
Herr v. d. Pfordten betonte, daß nur Ein Wille die Miniſter 
von ihrem Amte entbinden könnte, erfahren bereis in dem 
„N. C.“ eine ſcharfe Kritik. Ohne uns irgendwie eine Eins 
wirkung auf die Entſchließungen eines Miuiſters anzumaßen 
— heißt es in dem genannten Blatte — glauben wir doch die 
zurückhalten zu dürfen, daß die Schlußerklärung 
des Herrn Mimiſterpräſidenten mit dem Miniſterverantwortlich⸗ 
wohl in Ciaktang zu ſtehen ſcheint. Dieſelbe 
Erklärung, und faſt in den nämlichen Ausdrücken, iſt zu wieder⸗ 
holten Malen in der preußiſchen II. Kammer aus dem Munde 
des Herrn v. Mauteuffel vernommen worden; aber Preußen 
hatte, und hat noch heute kein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz. 

u dem Geſetz, welches in Baiern über dieſe Materie beſteht, 
iſt in Artikel 1 ausgeſprochen, daß Niemand zur Annahme eines 
Miniſteriums verflichtet ſei, und Artikel 3 beſtimmt, unter wel⸗ 
cher Vorausſetzung die erbetene Entlaſſung nicht verweigert wer⸗ 
den kann. Wenn die Fortführung eines Portefeuilles als eine 
abſolute Pflicht, der als Korrelat kein entſprechendes Recht 
gegenüberſtehe, als ein bloßer Triumph des leidenden Gehor⸗ 
jams aufgefaßt, und wenn andererſeits, wie es in der 
„N. Müach. Ztg.“ geſchehen iſt, die Verantwortllichkeit für die 
Reglerungs handlungen der unverletzlichen Krone zugeſchoben wird, 
ſo ſchwindet durch die Kombination dieſer beiden Doktrinen nicht 
bloß der Miniſterverantwortlichkeit, ſondern der ganzen konſtitu⸗ 
tionellen Regierungsform, der veutfchen fo gut wie der engliſchen, 
der Boden unter den Füßen.“ 

Stuttgart, 14. Februar. Wir haben kürzlich das im 
im „Wirt. Staatsanzeiger“ enthaltene Dementi der Gerüchte 
über Beſchwerden mitgetheilt, welche der franzöſiſche Geſandte 
bei der hieſigen Regierung in Betreff der Haltung der Preſſe 
erhoben haben ſollte. Wie das „Fr. J.“ nunmehr aus guter 
Quelle erfährt, iſt es allertings richtig, daß der fraͤnzöſiſche Ger 
ſantte nicht bei unſerer Regierung Beſchwerde erhoben hat, 
dagegen ſoll er ſich bei einer untergeordneten, die Preſſe zunächſt 
überwachenden Behörde über die den Kriegstendenzen Ludwig 
Napoleons wenig günftige Anſchauungsweiſe unſerer Zeitungen 
beklagt haben. Daher die letzten Beſchlagnahmen des Beobachters, 
die wegen Artikel erfolgt find, welche in andern deutſchen Staa ⸗ 
ten unangefochten im Publikum die Runde machten. Anderer⸗ 
ſeits verlautet, daß unſer König in Nizza Über die antifranzöſi⸗ 
ſche Haltung der deutſchen Preſſe feine hohe Befriedigung zu 
erkennen gegeben und den Behörden die Weiſung habe zukommen 
laſſen, fie möchten den hieſigen Zeitungen in jener Richtung die 
vollſte, Freiheit gewähren. 

Deiterreich, 

Wien, 17. Januar. Der „K. Z.“ ſchreibt man: Rück⸗ 
ſichtlich der Verhandlungen über die Mißverwaltung in Mit⸗ 
tel⸗Italien beſtätigt es ſich, daß dieſelben keinen befriedigen⸗ 
den Verlauf nehmen. Von Seiten Frankreichs wird auf die 
Erledigung der Neformfrage ein eben fo großes Gewicht ge⸗ 
legt, wie auf die Olkupatlonsfrage. Das öſterreichiſche Kabi⸗ 
net hat ſich jedoch bis I Kt nur bereit erklärt, über die Oktu⸗ 
pationsfrage in Unterhanclung zu treten, und iſt in die fran⸗ 


zöſiſcherſelts kundgegebenen Wünſche rückſichtlich cer im Kirchen⸗ 


ftaate einzuführenden Reformen nicht eingegangen. Man hält 
hier die Einführung von Reformen im Römiſchen für dringend 
nothwendig und hat dieſen Wunſch auch bereits zu wiederhol⸗ 
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ten Malen in Rem kundgegeben, beſtimmte Vorſchläge hat man 
jedoch nicht aufgeſtellt und wird fie auch nicht aufſtellen; Frank⸗ 
reich hingegen hat ſolche Vorſchläge gemacht und will, daß ſie 
von Oeſterreich unterſtützt werden. Dieſelben ſollen, wie man 
vernimmt, auf jenen Grundſätzen baſiren, welche in dem be⸗ 
kannten Briefe des Präſidenten Edgar Ney enthalten waren. 

< Schweiz. 

Zürich, 13. Februar. Heute war einer der größten 
Kirchgange (Leichenbezängniß), welchen wohl jemals Zärich ge⸗ 
ſehen hat. Es geleitete nicht bloß ſe 'nen älteſten, ſondern auch 
einen ſeiner edelſten Bürger, den „Veteran der Veteranen“, 
Generalmajor Ziegler, welcher in voller Rüſtigkeit fein 91ſtes 
Alters jahr erreicht hatte, zu Grabe. 

N Italien. 

Turin, 17. Februar. Der Senat hat in ſeiner heutigen 
Sitzung des Anteihegefeg mit 59 gegen 7 Stemmen angenom⸗ 
men. In der vorangegangenen Debatte hatte ſich Brignole ge- 
gen die Politit der Regierung ausgeſprochen. Als Erwiderung 
auf deſſen Rede hob Graf Cavour das vertragswidrige Beneh⸗ 
men Oeſterreichs hervor und ſtellte es als die Pflicht Piemonte 
hin, thatſächlich dagegen zu proteſtiren. Graf Cavour ſagte, 
daß die italieniſchen Fürſten, welche fremde Truppen zur Okku⸗ 
pation ihres Landes beriefen oder eine ſolche auch nur zuge⸗ 
ſtanden, einen völkerrechtlichen Grundſatz verletzt haben: ein 
Herrſcher dürfe die Unabhängigkeit ſeines Landes freiwillig nicht 
aufgeben. Aus ſolchen Verhältniſſen ſeien für Piemont Gefah⸗ 
ren erwachſen, und ohne tiefgreifende Verbeſſerungen der italie⸗ 
niſchen Zuſtände ſei eine Beruhigung unmöglich. Die Regie⸗ 


rung Piemonts halte es für Pflicht, alle ihr zuſtehenden Mit⸗ 


tel zur Erreichung dieſes Zweckes anzuwenden. 


Frankreich. 
Paris, 16. Februar. Die „Preſſe“ hat wegen e nes 
in ihrem geſtrigen Blatte enthaltenen Artikels unter dem Titel: 
„Die italieniſche Kriſis“, eine Verwarnung erhalten. In den 
Gründen heißt es, eine ſolche Polemik ſei geeignet, die Gemü⸗ 
ther mit grundleſen Beunruhigungen zu erfüllen. — (Eine 
hübſche Komödiel) 

Paris, 17. Februar. Die Patrie bringt heute einen 
längeren, halboſſiziellen Artikel, in welchem fie ſich wieder be⸗ 
müht, zu b.weifen, daß Frankreich keineswegs fo friedlich ge⸗ 
ſinnt ſei, als man im Auslande glauben machen wolle, und daß 
es nicht eiue jede Polit‚k zurückweiſe, die den Krieg in ihrem 
Gefolge mit ſich führen könnte. 

— Der „Nord“ erklärt alle Gerüchte über eine bevorſte⸗ 
hende franzöſiſche Anleihe von 450 Millionen für unbegründet, 
da man bs jetzt weder an dieſe Summe, noch an eine Anleihe 
überhaupt gedacht habe. 

— Der verjagte „Kaiſer“ von Hayli, Soulouque, ſoll 
Frankreich um gaſtliche Aufnahme erſuchen wollen. Da er 
„eine gewiſſe Anzahl von Millionen in Sicherheit gebracht hat“, 
ſo darf er, wie der „Nord“ meint, darauf rechnen, daß Paris 
die dem Mißgeſchicke ſchuldige Achtung ihm nicht verſagen wird. 

Großbritannien und Irland. 

London, 16. Februar. Der Wahlkampf in Greenwich 
hat zu Gunſten Alderman Salomons geendet. Für ihn 
itimmten 3262, für Mr. Augerſtein 2417; Majorität für Sa⸗ 
lomons 845. — In Hythe (nahe an Folkeſtone und Dover 
— einer der cinque ports) iſt geſtern ebenfalls ein jüdiſcher 
Kandidat, der Baron Meyer Rothſchild, ins Unterhaus ge⸗ 
wählt worden. Es war kein Gegenkandidat aufgetreten. 

London, 17. Febrnar. In der fo eben ſtattzehabten 
Sitzung des Unterhauſes erklärte Disraeli auf eine desfallſige 
Inlerpellation Crawfords, daß die Präliminarien mit Oeſter⸗ 
reich in Betreff der Indiſchen Telegraphenlinie zwar geordnet, 
eine Konvent on aber noch nicht abgeſchloſſen ſei; England werde 
eine Garantie nur bedingungsweiſe zugeſtehen. — Im Ober⸗ 
Haufe lehnte Lord Derby einjiweilen die Diskuſſion in Betreff 
Ruſſellſcher Reformvorſchläge ab. (W. T. B.) 

Oſtindien. 

— Die ſchon kurz erwähnten Berichte der neueſten Ueber ⸗ 
landspoſt ſind in einer Depeſche des Konſuls Green enthalten, 
die alſo lautet: 

Alexandrien, 11. Februar. Das Dampfſchiff „Nor⸗ 
thern“ von Alexandrien ift am 8. d. M. in Suez angelangt. 
Das Bombay » Datum ift der 25. Januar. Die Rebellion in 
Auch iſt vollſtändig unterdrückt. — Brigadier Showers erreichte 
mit einer Kolonne von Agra aus die Rebellen unter Tantia 
Topi bei Beſcha am 16. Januar, nachdem er 94 Miles in 
drel Tagen marſchilt war. Er ſchlug und zirjprengte die Re⸗ 
bellen und tödtete ihnen ungefähr 300. Drei Häuplinge blie⸗ 
ben auf dem Wahlplage und ein anderer, auf einem Elephan⸗ 
ten, wurde von Lieutenant Hadfield von der berittenen Polizei 
ron Agra eingeholt und getödtet. An demſelben Tage ging ein 
Uebellenhaufen über den Fluß Sarlah und fiel in Rohilkand 
ein, wurde aber zurückzetrieben. Der nenzjte Bericht aus Alla⸗ 
habad iſt folgender: Am 18. Januar, 7 Uhr 23 Minuten 
Abends. Der Kommiffair von Rogiitand meldet, daß die Re⸗ 
bellen, welche zwiſchen 20,000 und 30,000 Mann zählten, mit 
großem Verluſt geſchlagen und über den Sartheas (Sarlah ?) 
zurücgetrteben worden find; ihre Geſchütze wurden erbeutet und 
Nurput Singh von Ruhza und Benih Singh getödtet. 
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Provinzielles. 

& Stargard, 16. Januar. Wie ſchon bekannt, verſagte die 
Könial. Regierung die Beſtatigung des von unjeren Stadtverordneten 
einſtimmig wiedergewählten Syndikus Mandel und verfügte gleichzeitig, 
daß die Stadt, gegen den Willen des Magiſtratis und der Stadtver⸗ 
ordneten, den Oberbürgermeiſter Delſa eine Gehaltszulage von 300 Thlr. 
geben ſolle. Da der Syndikus ein durchaus brauchbarer Beamter 1. 
der ſeinem Amte noch 20—30 Jabre vorſtehen kann, dabei das vo 
ſtändige Vertrauen der Bürgerſchaft genießt, was ſchon aus Jeiner 
einſimmig erfolgten Wiederwahl hervorgeht. auch der Stadt durch 
ſeine Penſtontrung eine jährliche Ausgabe von 500 Thlr. erwächſt, jo 
beſchloſſen die ſtädtiſchen Bebörden, ſowohl gegen die Nichlbeſtätigung, 
wie gegen die oltroirie Gehalteerböhung, den Weg der Beſchwerde zu 
ergreifen, und zwar zunachſt den Oberpräſidenten von Senfft-Pilſach 
um die Aufhebung genannter Verfügungen zu bitten. Von demſelden 
wurden die Regierungsverfügungen, und zwar die erſtere ohne Angabe 


erantworilicet Rebaltınr 5, S ner in Stettin. — Druck und Werlag von A. P. G. Erfenbars in Stettin. 


von Gründen und die zweite mit der Bemerkung daß die Theuerun 0 
verhältniſſe eine Gehaltszulage von 1200 auf 1500 W Ebert, 


germeiſter der Stadt Stargard erforderten, beſtätigt. 7 
merkte der Herr Oberpräfident: „daß er es (cur unbanfsar von. = 
ſtädtiſchen Behörden fände, daß fie, in Anbetracht der vielen Wa 


thaten, welche er der Stadt Stargard hätte zufließen laſſen, überha 
noch den Bej den Beg gegen een Ei 
Die ſtädtiſchen Behörden beſchloſſen dagegen in beiden Kö. 
die Beſchwerde bei dem Herrn Miniſter des Innern fortzuſetzen. Leide 
eſchah dies noch zur Zeit des Miniſters von Weſtphalen. 8 ö 
echſel des Miniſteriums war indeß der ausgefertigte Beſcheid a“ 
unſere Beſchwerde noch nicht unterzeichnet, und gab ſich unſere 0 
erſchaft den beiten Hoffnungen auf eine günſtige Entſcheidung 1 0 
ine der erſtlen Unterzeichnungen des Minifters Flottwell zertrümman, 
aber dieſe Hoffnungen und es blieb uns nun nur noch übrig, die Be 
ſchwerde vor Se. könial. Hoheit dem Prinz⸗Regenten zu bringen. 3 
„Die Stadtverordneten fertigten dieſelbe aus und deputirten 
Mitglieder nach Berlin; der Magiſtrat ſchloß ſich an, und orbnel 
ebenfalls ein Mitglied ab. Außerdem ſollte eine Deputation M 
Bürgerſchaft eine mit nahe an 500 Unterſchriften der angeſeheuſte 
Bürger der Stadt verſehene Bittſchrift, worin um gründliche Una“ 
ſuchung genannter Angelegenheit gebeten wird, überreichen. N 
Am 10 ten d. reiſte die Deputation nach Berlin, wurde indeß, dur 
Umſtände verhindert, eine perſönliche Audienz bei Sr. lönigl, Ho 
dem Prinz-Regenten zu erlangen und legte demzufolge ihren Auftrag 
in die Hände des Miniſters von Auerswaldt, welcher derſelben N 
8 die Beſchwerde baldmoͤglichſt höchſten Orts zum Let 
Mit der größten Spannung ſehen d 1 
der . 5 8. Fer Ba ie Bewohner Stargards 7 
euwarp, 18. Februar. In meiner Korreſpondenz vom 
in Nr, 78 dieſer Zeitung befindet ſich in der Jeggle von unten ci 
Druckfehler. Es heißt dort: „daß fie als der Anhang ꝛc.“, währen 
es beißen ſoll: „daß fie als der Anfang ꝛc.“ 


Stettiner Nachrichten 
Stettin, 18 Februar. Geſtern Morgen wurde auf dr 
Eijenbabn zwiſchen Finkenwalde und hier ein Arbeiter durch die vol 
Stargard zuxückkehrende Lokomotive übergefahren. Derſelbe war 
Begriff geweſen, zu ſeiner Arbeit auf der Babn ſich zu begeben, wu 
aber durch den beftigen Wind und Regen verhindert, die nachkommend! 
Maſchine zu hören, und aus demſelben Grunde von dem Lokomollk“ 


ee nicht bemerkt. Von der Maſchine erfaßt, wurde er unter 2 


elbe geworfen und erlitt mehrere ſehr ſchwere Verletzungen, wel 
ſein Leben ernſtlich gefährden. Indeſſen lebte er Fe 
Der Landſchaftsmaler Frank hierſelbſt bat ein Panorama DE 

Stadt Stettin aufgenommen, wie es von dem Wellmann'ſchen Ha 
auf der Laſtadie zunächſt der langen Brücke ſich dem Beobachter prä 
ſentirt. Der Standpunkt iſt vortrefflich gewählt und die Zeichnung 
korrekt und treu nach der Natur bis in die Details, Die litdograpb⸗ 
ſche Anſtalt in Berlin hat das Bild ſehr ſauber lithographirt, jo doß 
wir demſelben vor allen bisher erſchienenen Panoramen unſerer gute 
a unbedingt den Vorzug geben. Der Subfkriptionspreis 
e dee 
u wü 1 r durch zahlreiche ri e 
ür ſeine Mühe zu Theil werden ne Me ae tes er 
Stettin, 19. Februar. Wahrend es kein Gebeimniß ift, daß 
die Staateregierung entſchloſſen if, tbeilweiſe mit Rückſicht auf di 
üble Lage des Geldwarktes, in der nächſten Zeit mit der Konzeſſton 
rung neuer Eiſenbahn⸗Unternebmungen möglichſt zurückzuhalten, me 
ren ſich die Anträge auf Genehmigungen neuer Bahn⸗Linien im Hau 
der Abgeordneten in einer Weise, daß es den Anſchein gewinnt, a 
ob die Herren Abgeordneten ſich für verpflichtet hielten, den Wünſchen 
ihrer reſpektiven Wahlkreiſe auch obne genaue Würdigung der Zweck 
red und Durchführbarkeit derſelben Ausdruck zu geben. So eben 
ift erſt wieder von den Herren v. Weiher, v. Eſtorff und Grüttner ein 
Antrag auf Bau einer Bahn von Belgard nach Schneidemühl 
eingebracht worden. Es wird intereſſant ſein, abzuwarten, welche mil’ 
teren derartigen Anträge noch werden geſtellt werden. 

An Stelle des bisherigen nordamerikaniſchen Konſuls Glandı 
welcher von dieſem Poſten zurückgetreten, iR der Kaufmann Rudolf 
ben 2 5 u ee der . mn, zum nordamerikan⸗ 

in Stettin ernannt, und zu dieſer 
leitige N —5 N ir jer Ernennung das dies“ 
ach einer Nachr er B. B.-Z. wird die er 
Kompagnie“ ihren Akliongiren pro hr Duddenbe yon Den e 
1. — age was alſo noch 12 Thlr. mehr wäre als für das 
* Der Regierungsrath Zitelmann iſt bekanntli on ſeinen 
Funktionen in Frankfurt a. M. abberufen worden. 901 die „Lei 
den ag . Giſaudten Per errn v. Bismarck Schönhauſen, den 
sjandten Preußens am ru 
burg begleiten. ſſiſchen Hofe, nach Peters“ 


N 
1 


Ein . eee 

ettin, 19 Februar Witterung: veränderli 

und Schneefall. Temperatur — 10. end NER, eee 
Auf 8 Landmarkt beſtand die e 10 Wspl. Wel“ 


en, 10 pl. Roggen, 2 Wepl. Gerſte, 1. Hafer, — U 
rbſen, — Rübſen, Bezahlt wurde für: Weizen 53 172 85 Roggen 
45 — 49 Rt., Gerſte 32—35 Rt., Erbſen — — Rt. pr. 25 Schffl., Hafer 


29-32 Rt. vr. 26 Schffl. Rübſen — Rt. 
Strob pr. Schock 8—9 Rt., Heu pr. Ctr. 20—25 Sgr. 
Weizen feſt 1 = abe — 5 R 
3 er, geringer gelber neuer 55 Rt. pr. 8öpfd, bez., pl 
Früß ahr 83.85, fo. 62 Rt. bez. u. Gd., 8ö5pfd 6% J. . * ; 
55 99 55 N beza 5 Da Dane Notar 37 Frübj. 43% Rt. 
72 1 r. ai sun 545 6 it. ie 5 
451, Rt. bez., 45 Br., Zuli-Auguft 45%, Rt. bez. „ eee 
Dune Bor 1 dung Br 0 . Rt. bez. 
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Br, 1 . n ai, Dei 1, Br, Dehio 
5 1 r., pr. - 2 3 
Dftober 14 Sit 8 r * l e 
zu m. — Faß 12½ Rt. Br. 
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e e 
= 1 n . U. Gd. 0 — je 3 0 
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Die telegrapbiſchen Depeſchen melden: 
Berlin, 19 Februar, Mittags 2 Uhr. Staatsſchuldſcheine 84%, Le. 
ämien-Anlethe 3½ pCt. 115 % bez. Berlin Stettiner 105 Br 
targard-Poſener 85 Br. Köln-Mindener 134% Br. Diskonſe⸗ 
Kommandit⸗Antheile 97½¼ bez. Franzöſ.⸗Oeſterr. St.⸗E.-⸗A. — Br, 
a pi Pr 5 70 ME Eonbon 95 11 6 21¼ ben, 
n pr. Februar⸗Mär 1 be R 
15% Br, yr. Maß Jun 460% Dep, 48 Gb, “ b. Er lade 46 Dei 
Ruböl loco 15% Gd., 1730 
N 15 he 19 ale ai 5540 75 76 bez. 
Spiritus loco 19% bez., pr. Febr.⸗März 19% 6 
ir, Wörl⸗ Mal 20%, 1 bes, br. Ma Bud Bun ne 8 
Amſterdam, 18. Februar. Getreidemarkt. ändert 
Sede e e idemarkt. Weizen unverändert 
hs Re 5 55 42½, Herbſt 39%. 
ondon, 18. Februar. Getreld a e 
gegen vergangenen Montag wanerkuheet, Were een 


Waſſerſtand. / 
Breslau, 18, Febr, BR 5.43. Unterpegel: 2 F. 3 3. 
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